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Bericht
über

die Verhandlungen
der

zweiten Versammlung des XIV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Dritte Sitzung.
Oldenburg , den 3. April 1865 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : 1) Zweite Lesung, bctr. den Art? 16 des Gesetzentwurfs über Reorganisation der Ersparnngskasse.
2) Bericht des Finanzausschusses, bctr. Zuschuß zu den Kosten einer höheren Bürgerschule in Berne.
3) Bericht des Petitionsausschusscs, betr. eine Petition aus Tettens um Bewilligung einer Apotheke.
4) Bericht des Ausschusses für Zollangelegcnheiten, bctr. die mit dem Schreiben der Staatsregierung vom

3. März 1865 vorgelegtcn, aus Zollverhältnisse sich beziehenden Verträge.

Vorsitzender : Präsident Becker.

Am Ministertisch: Staatsminister v. Berg  und Reg.-
Commissäre Bucholtz und Ruhstrat.

'Rach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer
Bartel  das letzte Protokoll. Dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
1) Schreiben der Staatsregiernng, betr. die Staatsstra¬

ßen in Birkenfetd. (An den Finanzausschuß.)
2) 3) 4) 5) Petitionen des Ovelgönner Amtsraths, des

Braker Amtsraths, LeS GemcinderathS der Landge¬
meinde Elsfleth, des GcmeindcrathS der Gemeinde
Rodenkirchen, betr. Eisenbahn von Hude nach Brake.
(An den Eisenbahn-Ausschuß.)

6) Petition der Gemeinde Visbeck, betr. Chaussee von
Vechta über Visbeck nach Wilvcshanscn. (An den
Finanzausschuß.)

7) Beschwerde des I . Caesar  in Varel, betr. Mißbrauch
der Amtsgewalt des Jnstizministcrs von Rössing
und des AppellationSgerichts. (An den PetitionS-
anöschuß.)

8) Schreiben der Staatöregierung, betr. Ernennung des
Oberintendanten Nieinardns  zum Regiernngscom-
missair.

9) Desgleichen, betr. Bewilligung für die Privatschule zu
Oberstein. (An den Finanzausschuß.)

10) Desgleichen, betr. Anstellungeines evangelischen Geistli- i
chen für die Strafanstalten zu Vechta. (An den Fi¬
nanzausschuß.)

11) Desgleichen, betr. Zuschüsse für die landwirthschaftliche

Abtheilung der Cloppenbnrger Schule. (An den Fi¬
nanzausschuß.)

12) Desgleichen, betr. Bewilligung für einen Hnntednrch-
stich nebst Entwurf eines Enteignungsgesetzes. (An
den Finanzausschuß, mit der Befngniß, den Gesetzent¬
wurf an den Jnstizausschnß abzngeben.)

13) Desgleichen betr. die Zollverträge mit Hannover.
(Vertraulich.) (An den Zollansschnß.)

14) Desgleichen, betr. die Voranschläge für die Eisenbahn-
Hochbauten. (An den Eisenbahn-Ausschuß.) '

15) Nachfolgender Antrag des Abg. Rieberding  und
Genossen:

Der Landtag beschließe, an hohe Staatsregiernng
das Ersuchen zu stellen, möglichst bald eine Chaussee
von Sndlotzne über Kroge bis zur Landesgrenze zum
Anschlüsse an die Chaussee von Diepholz legen zu
lassen.

Motive.
Nach der Stadt Diepholz besteht keine Kunststraße

mw ist so der Verkehr dahin sehr schwierig. Von
Diepholz aus ist bis zur Landesgrenze durch das
Moor eine Chaussee gelegt und beträgt die Strecke,
welche noch zu chanssircn wäre, um eine ununter¬
brochene Knnststraße zu erhalten, wenn von Sndlohne
aus nach der gedachten Chaussee gebaut würde, nur
1 Meile etwa, was einen Kostenaufwandvon reich¬
lich 19,000 Thlr. erfordern würde, 'wozu Lohne
1000 Thlr. beizutragen übernommen hat. Dis Her¬
stellung dieser Chaussee würde den Verkehr von Diep-
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holz üb ^ Lohne , Dinklage , Badbergen nach Quaken¬

brück , nach Vechta , Bakum und Umgeud bedeutend

heben , namentlich eine Postverbindnng von Ouaken-

brück und Umgegend über Dinklage , Lohne , Diep¬

holz nach Nienburg ins Leben rufen . Kommt aber

vie Paris - Hamburger Eisenbahn zur Ausführung,

woran wohl nicht zu zweifeln ist , und muß dann in

Diepholz ein Bahnhof oder eine Haltestelle sein , so

gewinnt die hierin Ncde stehende Chaussee an bedeutendem

Gewichte , indem dann nicht bloß Qnakeubrück , Bad-

bergen , Lohne und Dinklage , sondern auch Langför-

deu , Vechta , Bakum und die ganze Umgegend mit

einer Einwohnerzahl von 50 bis 60 Tausend den

Weg benutzen wurden , besonders wenn von Cloppen¬

burg über Cappeln nnv Bakum eine Chaussee ge¬

führt würde . Liber auch die baldmöglichste Herstel¬

lung dieser Chaussee ist von Wichtigkeit , indem daun

ermöglicht wird , Holz und Steine und was sonst

zur Paris - Hamburger Eisenbahn erforderlich , nach

Diepholz abzusctzen und der Umgegend in einem

weiten Kreise bedeutenden Vortheil zu verschaffen.

(An den Finanzausschuß .)

16 ) Petition des H . Qtto zur Qsterubnrg , bctr . Ccncession

einer Heilmethode . (Au den Pclitionsansschuß .)

17 ) Petition des Pharmazeuten Kirchner , betr . die Con-

cessionirung der Apotheken . (Au den Petitionsausschuß .)

18 ) Petition des Gemeinderaths zu Seefeld , bctr . Chanssee-

bau . (An den Finanzausschuß .)

19 ) Schreiben der Staatsregierung , betr . Acnderung des

Gesetzes vom 12 . Septbr . 1857 über das UulerrichtS-

wesen im Fürstcnthume Lübeck.

Präsident : Er verweise mit Zustimmung der Ver¬
sammlung diese Vorlage au den Einkommenstcuerausschuß , weil

dazu zwei Eutiner gehören . — Seitens des Bureaus habe

er mitzutheilen , daß die frühere Bertheilnng der Geschäfte

unter die Schriftführer beibehalten und habe er ferner zu be¬

antragen , daß mit Versendung der Verhandlungen an die Ge¬

meindevorsteher , Bürgermeistereien u . s. w . wie früher verfah¬
ren werde.

Der Landtag erklärt sich mit Obigem einverstanden.

Erster Gegenstand der Tagesordnung : Zweite Lesung,

betr . den Art . 16 des Gesetzentwurfs über Reorganisation der

Ersparungskasse.

Der Entwurf ist in erster Lesung unverändert angenom¬

men , für die zweite Lesung sind neue Anträge nicht gestellt,

und beschließt der Landtag auch in zweiter Lesung die An¬

nahme des Entwurfs.

Zweiter Gegenstand der Tagesordnung : Bericht des Fi¬

nanzausschusses zu dem Schreiben der Staatsregierung , betr.

Zuschuß zu den Kosten einer höheren Bürgerschule in Berne.

Verlesung des Berichts wird nicht verlangt . Der mit

dem Anträge der Staatsregierung übereinstimmende Antrag

des Ausschusses wird ohne Debatte angenommen.

Dritter Gegenstand der Tagesordnung : Mündlicher Be¬

richt des Petitiousansschnsses , betr . eine Petition der Gemeinde

Tettens im Jeverlande um die Bewilligung einer Apotheke im

Kirchdorfe Tettens.

Abg . Lentz als Berichterstatter : Am 51 . August 1863

habe der Gemeinrerath zu Tettens beschlossen , die Negierung

um Anlegung einer Apotheke zu Tettens zn ersuchen , die Mo¬

tive seien im anliegenden Protokolle enthalten . Am 12 . Sep¬

tember 1863 sei das betreffende Gesuch an die Regierung ein-

gesandt , jedoch eine Resolution nicht daraus erfolgt . Deshalb

habe der Gemeinderath am 20 . Juli 1864 e.in Gesuch wegen

Beförderung dieser Angelegenheit cingereicht , aber auch hier¬

auf von der Negierung keinen Bescheid erhalten . Potentin

habe sich nun an den Landtag gewandt mit der Bitte um

Förderung dieser Sache . Da jedoch im vorliegenden Falle

ein Bescheid überall noch nicht ertheilt und es ungewiß sei,

ob derselbe bejahend oder verneinend ansfallen werde , so habe

Petentiu noch eimüat die Großherzogliche Regierung um Re¬

solution zn ersuchen oder sich beim Großherzoglichen Staats¬

ministerium zn beschweren und gehe deshalb der AuSschnß-

i antrag dahin:
der Landtag wolle

in Erwägung

daß daS Gesuch um Anlegung einer Apotheke in

Tettens nicht etwa abgeschlagen , sondern auf

dasselbe nach längerer Zeit von Großherzoglicher

Regierung nur noch keine Resolution erfolgt ist,

daß die Petition an den Landtag mithin nur

als eine Beförderung der Sache bezweckend anf-
zufasscn ist,

daß die Petentiu wegen Beförderung der Sache

sich aber entweder wieder an die Großherzogliche

Regierung oder beschwerend an das Großherzog-

liche Staatsministerinm wenden kann , das aber

bis jetzt nicht geschehen ist,

in Betreff der Petition zur Tagesordnung übergehen.

Der Antrag wird vom Landtage ohne Debatte angenommen.

Vierter Gegenstand der Tagesordnung : Bericht des Aus¬

schusses für Zollangelegenheiten , betr . die mit dem Schreiben

der Staatsregierung vom 3 . März 1865 vorgelegten , auf

Zcllverhältnisse sich beziehenden Verträge.

Zu Antrag 1 und 2:

Reg . - Comm . Ruhftrat : Unter 2 6 . sei beantragt,

im Einverständnisse mit Hannover die Erhöhung der Salz¬

steuer in Gemäßheit der Bestimmung unter 7 des Separat-

Artikels 3 vom 11 . Juli 1864 nur allmälig eintrcten zu lassen.

Er bemerke , daß in einer vertraulichen  Vorlage , dieUeber-

einkunft zwischen Oldenburg und Hannover betreffend , von ddL

Staatsregierung dieserhalb Mittheilung werde gemacht werden

oder vielleicht schon jetzt gemacht sei . Zu dem Anträge mit , 2o.
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habe er zu bemerken , Laß es nicht die Absicht der Staats¬

regierung sei, in dieser Hinsicht etwas an dem jetzt Bestehen¬

den zu ändern.
Die Anträge 1 , 2 , 3 und 4 werden ohne Debatte an¬

genommen.
Abg . Fortmann : Er beantrage:

der Landtag beschließe die Staatsregierung zu ersuchen,

dahin zu wirken , daß ein Zollvereins - Parlament ge¬

schaffen werde.

Präsident : Dieser Antrag stehe in so inniger Ver¬
bindung mit der Vorlage , daß er als ein selbstständiger An¬

trag nicht aufzufassen sei , und werde er ihn deshalb sofort

zur Berathung verstellen , falls er genügende Unterstützung fin¬

den sollte.
Der Antrag ist hinreichend unterstützt und erhält der

Antragsteller zur Begründung seines Antrages das Wort.

Abg . Fortmann : So erfreulich an sich es auch er¬

scheine , daß das Fortbestehen des Zollvereins nunmehr auf

weitere zwölf Jahre gesichert sei , so halte er es doch für be¬

denklich , daß die Zollvereinsverfassung so lange sortbestehen

solle . Bei einer solchen Verfassung , nach welcher selbst die

kleinste Aenderung Einstimmigkeit erfordere , erscheine ihm eine

Fortentwicklung kaum , möglich . Zwölf Jahre seien eine lange

Zeit , namentlich jetzt, wo alles mit Dampf dahinrolle . Wer

stillstehe , der bleibe zurück , und sei mit Sicherheit vorauszu¬

sehen , daß der Zollverein gegen andere Staaten , die nicht mit

solchen Fesseln beschwert , Zurückbleiben werde . Viele Vereine,

namentlich Handelsvereiue , hätten sich entschieden gegen die

Einstimmigkeit ausgesprochen . Dieselben verlangten , daß durch

Majoritätsbeschlüsse die Minderheit gebunden werde , und ein

Gesammtorgan , in welchem neben der Vertretung der Regie¬

rungen auch daS Volk seine Vertreter habe.

Aus politischen Gründen seien Manche gegen ein Zoll¬

vereinsparlament , weil sie glaubten , daß dadurch etwas Besse¬

res , nämlich das deutsche Parlament , znrückgesetzt werde . An¬

dere seien dafür , weil dadurch der Weg gebahnt , um friedlich

zu einem deutschen Parlament zu gelangen . Bon volkswirth-

schaftlicher Seite sei eine solche Meinungsverschiedenheit nicht

aufgekommen , hier werde einstimmig behauptet , daß jeder Fort¬

schritt des Zollvereins durch die bestehende Verfassung gehemmt

und fast unmöglich werde . Dieser Standpunkt sei maßgebend

und stütze sich darauf sein Antrag.

Abg . Selckmann II . : Er stelle die Frage , ob dieser

Antrag als Verbesserungsantrag gelten solle.

Präsident : Er habe dies bereits früher bemerkt, der
Antrag sei nicht als ein selbstständiger Antrag aufzufassen,

sondern als ein Amendement zu dem Hanptantrage der Staats¬

regierung.

Abg . Pancratz : Er müsse gestehen , daß er im Augen¬

blicke noch nicht übersehen könne , ob er für oder gegen den

Antrag stimmen werde , es sollten darnach künftig Majoritäts-

, beschlösse gelten , d«e für ein so kleines Land wie Oldenburg

Berichte . XIV.  Landtag  2te Versammlung.

gefährlich werden könnten ; er bitte deshalb , vorher den An¬

trag zur Berichterstattung einem Ausschüsse zu überweisen.

Präsident : Er sei nicht für die Verweisung des
Antrags an einen Ausschuß , doch sei es angemessen , daß Be¬

rathung und Abstimmung bis zur nächsten Sitzung ansgesetzt
werden.

Abg . Selckmann H - : Er fasse den Antrag als einen

selbstständigen , nicht als einen Verbesserungsantrag auf . Da

derselbe vom Antragsteller nicht als dringlich bezeichnet und

der Gegenstand auch zu wichtig sei , um darüber jetzt gleich

zu verhandeln , so stelle er den Antrag , daß derselbe zuvor

an den Ausschuß für Zollangelegenheiten zur Berichterstattung

verwiesen werde.

Präsident : Er könne die Ansicht des Vorredners
nicht theilen , und werde die Versammlung nur darüber ab¬

stimmen lassen , ob der Antrag zuvor an den Ausschuß zur

Berichterstattung zurückverwiesen oder ob darüber gleich in der

nächsten Sitzung berathen und abgestimmt werden solle.

Abg . Dannenberg : Da der Gegenstand von großer

Wichtigkeit sei und vorher reiflich überlegt werden müsse , so

schlage er für den letzteren Fall vor , daß die Abstimmung

nicht schon in der nächsten , sondern in einer späteren Sitzung

erfolge und der Gegenstand alsdann auf die Tagesordnung

gesetzt werde.

Debatte geschlossen.

Die Frage , ob der Antrag an den Ausschuß zur Bericht¬

erstattung verwiesen werden solle , wird mit 24 gegen 23

Stimmen angenommen.

Abwesend : die Abgg . Millers und Russell.

Damit ist die Tagesordnung erledigt.

Nächste Sitzung : Mittwoch , den 5 . April , Vormittags

11 Uhr.
Tagesordnung:

1) Bericht des Finanzausschusses , betr . die Auseinan¬

dersetzung zwischen den drei Provinzen des Großher-

zogthnms wegen der Militair -Ausgaben aus der Zeit
von 1832 bis Ende 1848.

2 ) Anträge zu mündlichen Berichten desselben Ausschusses:

u ) über das Schreiben der Staatsregierung vom

13 . März 1865 , betr . Nachbewilligungen zum

Bau eines Posthauses in Jever und Verkauf

des Steuergebäudes;
b ) über das Schreiben der Staatsregierung vom

15 . März 1865 , betr . Verkauf einiger Wald-

parcellen.

o) über das Schreiben der Staatsregierung vom

17 . März 1865 , betr . Vertiefung des Fahrwassers

der Weser.

3 ) Bericht des Geschäftsordnungsausschusses über die

Vorlage 15 , betr . die Tagegelder und Reisekosten für

die Abgeordneten zum Landtage.
2
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Abg. Strackerjan II-: Die Vorlage 10, betr. den
Etat des Landdragonercorps, werde zur zweiten Lesung auch
auf die Tagesordnung für die nächste Sitzung gesetzt werden
können.

Präsident : Neue Anträge seien für die zweite Lesung
nicht gestellt und werde er diesen Gegenstand ebenfalls auf die
nächste Tagesordnung setzen.

Schluß der öffentlichen Sitzung 11^ Uhr Vormittags.
Es folgt die geheime Sitzung zur Berathung und Ab¬

stimmung über die vertheilten Berichte des Eisenbahn- und
des Zollausschusses.

Der Berichterstatter
Henrken.
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